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A)	 Satzungen,  Verordnungen  und 
	 Bekanntmachungen 
	 der  Region  Hannover  und  der
	L andeshauptstadt  Hannover

	R egion Hannover

	H aushaltssatzung der Region Hannover
	 für das Haushaltsjahr 2013

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) in der derzeit gültigen 
Fassung hat die Regionsversammlung in der Sitzung am 
18.12.2012 folgende Haushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2013 beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 wird

1.		  im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamt-
betrag

1.1		  der ordentlichen Erträge auf	 1.499.536.600 EUR
1.2.		  der ordentlichen Aufwendungen auf			 

		  1.499.536.600 EUR
1.3		  der außerordentlichen Erträge auf	 0 EUR
1.4		  der außerordentlichen Aufwendungen auf	 0 EUR

2.		  im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbe-
		  trag
2.1		  der Einzahlungen auf	 1.540.760.500 EUR
2.2		  der Auszahlungen auf	 1.530.179.900 EUR
		  festgesetzt;

von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen:

2.1.1	 auf Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätig-
		  keit	 1.479.379.700 EUR
2.2.1	 auf Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätig-
		  keit	 1.442.999.100 EUR
2.1.2	 auf Einzahlungen für Investitionen
				    9.483.000 EUR
2.2.2	 auf Auszahlungen für Investitionen 
				    61.380.800 EUR
2.1.3	 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit		

	 51.897.800 EUR
2.2.3	 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 		

	 25.800.000 EUR

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahme für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen  
(Kreditermächtigung) wird auf 51.897.800 EUR festge-
setzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 
wird auf 33.180.000 EUR festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2013 Li-
quiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszah-
lungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
456.000.000 EUR festgesetzt.

§ 5

Die Umlagesätze der Regionsumlage werden für das Haus-
haltsjahr 2013 wie folgt festgesetzt
a)	 49,3956 % von den Steuerkraftzahlen der Grund-

steuer A, der Grundsteuer B, der Gewerbesteuer, der 

Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und der 
Umsatzsteuer.

b)	 für die Städte und Gemeinden des ehemaligen Land-
kreises Hannover erhöht sich der Umlagesatz zu a) 
gemäß § 166 Abs.3 Sätze 2 und 3 des NKomVG um 
1,2856 % auf 50,6812 %.

c)	 für Kommunen ohne eigenes Jugendamt erhöht sich 
der Umlagesatz zu a) gemäß § 166 Abs. 3 Sätze 4 und 
5 NKomVG um weitere 1,8195 % auf 52,5007 %.

d) 	 32,9304 % von 90 % der Schlüsselzuweisungen zur 
Ergänzung und zum Ausgleich der Steuerkraft der 
Gemeinden.

e)	 für Kommunen ohne eigenes Jugendamt erhöht sich 
der Umlagesatz zu d) gemäß § 166 Abs. 3 Sätze 4 und 
5 NKomVG um 1,2130 % auf 34,1434 %.

Hannover, 25.01.2013				  
	

Region Hannover
L. S.	 Hauke Jagau

Regionspräsident

	 Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die Haushaltssatzung  für die Region Hannover für das 
Haushaltsjahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht.
Gemäß §§ 114 Abs. 2, 119 Abs. 4, 120 Abs. 2, 122 Abs. 3 
und 176 Abs. 1 NKomVG in Verbindung mit § 15 Abs. 6 
NFAG wurde die erforderliche Genehmigung durch das 
Niedersächsische Ministerium für Inneres und Sport am 
26.04.2013 unter dem Aktenzeichen 32.11-10302-241 
(13) erteilt.
Der Haushaltsplan liegt gemäß § 114 Abs. 2 NKomVG  
vom 10. Mai 2013 bis 21. Mai 2013 zur Einsichtnahme im 
Haus der Region Hannover, Hildesheimer Str. 20, 30169 
Hannover, Bürgerbüro, öffentlich aus.

Hannover, den 30.04.2013

REGION HANNOVER
Der Regionspräsident

Im Auftrag
Heidi Sommer

	L andeshauptstadt Hannover

	 Bekanntmachung Flächennutzungsplan der Lan-
deshauptstadt Hannover

Die Region Hannover hat die folgende Änderung des Flä-
chennutzungsplanes genehmigt:
220. Änderung
Bereich: Mitte / Klagesmarkt
mit Bescheid vom 22.04.2013
(Az. 61.03-21101-220/01-3/13)

Rechtsgrundlage: § 6 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) 
in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 2004, S. 
2414).
Die genannte Flächennutzungsplan-Änderung kann mit 
der Begründung sowie der zusammenfassenden Erklä-
rung gemäß § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB in der Bauverwaltung 
Hannover, Fachbereich Planen und Stadtentwicklung - 
Flächennutzungsplanung -, Rudolf-Hillebrecht-Platz 1, in 
Zimmer 609 (Tel. 168-4 37 94 oder 168-4 36 63) während 
der Dienststunden eingesehen werden. Über den Inhalt 
der Änderung und der Begründung sowie der zusammen-
fassenden Erklärung kann jedermann Auskunft verlangen.
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Mit dieser Bekanntmachung wird die o.a. Flächennut-
zungsplan-Änderung gemäß § 6 BauGB wirksam.
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 
BauGB
1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB be-

achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens und Formvorschriften und

2.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
im Abwägungsvorgang

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res nach dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 

der Landeshauptstadt Hannover geltend gemacht werden. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel be-
gründen soll, ist darzulegen.

Hannover, den 26. April 2013

Landeshauptstadt Hannover
Der Oberbürgermeister

In Vertretung
Bodemann
Stadtbaurat

B)	 SATZUNGEN  UND  BEKANNTMACHUNGEN 
DER STÄDTE  UND  GEMEINDEN

1.	  Stadt  SEHNDE

	 Bebauungsplan Nr. 730 „Kleewiesen“ im Ortsteil 
Ilten der Stadt Sehnde

	 Bekanntmachung gem. § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB)

Der Rat der Stadt Sehnde hat in seiner Sitzung am 
25.04.2013 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
den Bebauungsplan Nr. 730 „Kleewiesen“ mit örtlicher 
Bauvorschrift als Satzung und die dazugehörige Begrün-
dung nach  § 9 Abs. 8 BauGB als solche beschlossen.
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 
730 „Kleewiesen“ mit örtlicher Bauvorschrift liegt am 
nordöstlichen Rand von Ilten. Seine Lage wird im nach-
folgenden Kartenauszug verdeutlicht:

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 730 
„Kleewiesen“
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Der Bebauungsplan Nr. 730 „Kleewiesen“ mit örtlicher 
Bauvorschrift und die Begründung dazu liegen vom Tage 
der Bekanntmachung an im 2. Obergeschoss des Rathau-
ses der Stadt Sehnde, Raum Nr. 204, Nordstraße 21, 31319 
Sehnde, aus und können während der Dienststunden ein-
gesehen werden. Jedermann kann über den Inhalt des Be-
bauungsplans Auskunft verlangen.
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB
1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB beacht-

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
oder Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs

unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Sehnde unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch einen 
Bebauungsplan eingetretenen Vermögensnachteile sowie 
über die Fälligkeit und das Erlöschen solcher Entschädi-
gungsansprüche wird hingewiesen.
Der Bebauungsplan Nr. 730 „Kleewiesen“ tritt mit dieser 
Bekanntmachung gemäß  § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

Sehnde, den 07.05.2013

Stadt Sehnde
Der Bürgermeister

Lehrke

C)	 SONSTIGE  BEKANNTMACHUNGEN

	K irchenkreisamt Burgdorfer-Land
	
	 3. Änderung der Friedhofsgebührenordnung für 

den Friedhof der Ev.-luth. St. Nikolai Kirchen-
gemeinde Kirchhorst/Neuwarmbüchen vom 
11.09.2003

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung 
kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 
13. November 1973 (KABl. 1974 S. 1) und § 25 der Fried-
hofsordnung für den Friedhof der Ev.-luth. St. Nikolai 
Kirchengemeinde  Kirchhorst / Neuwarmbüchen in Kirch-
horst hat der Kirchenvorstand am 11. April 2013 folgende 
3. Änderung der Friedhofsgebührenordnung beschlossen:

§ 1
Änderungen

Nach § 6 Gebührentarif Absatz V wird folgender Absatz 
VI (Gebühren für die Abräumung) eingefügt:

VI. Gebühren für die Abräumung
für die Abräumung von Grabmalen und sonstigen Anla-
gen gemäß § 21 Absatz 2 der Friedhofsordnung 

- je Erdgrabstätte:	 250,00 €
- je Urnengrabstätte:	 150,00 €

Diese Gebühr wird fällig mit der erstmaligen Genehmi-
gung der Errichtung eines Grabmales gemäß § 6 Absatz 
IV.

§ 2
Inkrafttreten

(1)	 Diese 3. Änderung der Friedhofsgebührenordnung 
tritt nach der Genehmigung und nach der öffentli-
chen Bekanntmachung zum 15. Mai 2013 in Kraft.

(2)	 Die übrigen Bestimmungen der Friedhofsgebühren-
ordnung bleiben bestehen.

Kirchhorst, den 11. 04.2013

Der Kirchenvorstand

J. Seliger	 L. S.	 K. Gutsch, 
Kirchenvorsteher	 stellvertr. Vorsitzender

Die vorstehende 3. Änderung Friedhofsgebührenordnung 
wird hiermit gem. § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, Abs. 2 und 
Abs. 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich 
genehmigt.

Burgwedel, den 26. 04.2013

Ev.-luth. Kirchenkreis Burgwedel-Langenhagen
Der Kirchenkreisvorstand

Im Auftrage 
L. S.	 U. Neumann

(Bevollmächtigter des KKV)
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